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Volker  Ka uder: 

Schröder gibt den 
Arbeitsmarkt auf 

Der 2. Februar 2005 ist ein 
j*hwarzer Tag für Deutsch- 
and. Zum ersten Mal steigt 
le offizielle Arbeitslosen- 

2ahl auf überfünf Millionen. 
. So dramatisch die Zahlen 
lnd~ in erster Linie geht es 
mfünf Millionen Menschen 

und ihre Familien, die aus 
unserer Arbeitsgesellschaft 

ausgegrenzt werden. Beson- 
ders deprimierend ist, dass 
der Bundeskanzler und sein 
Arbeitsminister die Zahlen 
verniedlichen und die Sor- 
gen der Menschen 
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Generalsekretär Volker Kauder stellt auf einer Pressekonferenz die neue Großfläche vor. 

• nicht ernst nehmen. Mit 
neuer Offenheit hat das 
nichts zu tun, sondern mit 
alter Untätigkeit. 

Die Politik von Rot-Grün 
spaltet das Land in Men- 
schen mit Chancen und - im- 
mer mehr - Chancenlose. 
Der Bundeskanzler ist der 
Chancenkillerfür viele Men- 

schen in diesem Land. 
Es ist noch nicht lange 

her, dass der Kanzler ver- 
sprach, die Arbeitslosigkeit 
auf 3,5 Mio zu senken -daran 
wollte ersieh messen lassen. 

Von diesem Ziel ist Schröder 
weiter entfernt denn je. Jetzt 
weist derKanzlerin unglaub- 
licher   Schnoddrigkeit   die 

Verantwortung für Hartz lV 
dem Arbeitsminister zu. Mit 
der größten wirtschafts-und 

sozialpolitischen Katastro- 

phe der deutschen Nach- 
kriegsgeschichte will Schrö- 
der nichts mehr zu tun ha- 
ben. Er verkündet, er habe 
am Arbeitsmarkt das Mögü' 
ehe getan. Soll heißen: Basta, 
das war's für den Arbeits- 
markt und die Arbeitslosen. 

Rot-Grün gibt auf 

Schröder hat aufgege- 
ben! Ein Kanzler, der nichts 
mehr tut, hat aber im Kanz- 
leramt nichts mehr verloren; 
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Arbeitsmarkt 

eine Regierung, die den un- 

glaublichen sozialpolitischen 
Skandal von fünf Millionen 

Arbeitslosen achselzuckend 
annimmt, istdaseigentliche 
Problem in Deutschland. 

Die Zahl der Sozialversi- 
cherungspflichtig Beschaf- 
ften sinkt und sinkt: Tagfür 
Tag brechen 1000 Jobs in 
Deutschlandweg,gehen 100 
Betriebe in die Pleite. 
Schlimmfürdie Betroffenen, 
Schlimm aber auch für Steu- 
ern und Sozialkassen. 

Aus mehr und mehr Poli- 
tikfeldern zieht sich diese 
Bundesregierung zurück: Für 

den Arbeitsmarkt hat der 
Kanzler Stillstand verkündet. 
Die Reform der Pflegeversi- 
cherungverschiebt Rot-Grün 
auf die nächste Legislatur- 
periode. Vom einstigen Ziel 
Haushaltskonsolidierung ist 
auch keine Rede mehr. Für 
den Rest der Legislaturperi- 
ode gilt: Politik der ruhigen 
Hand. Der Kanzler tut nichts 
mehr. Politisch verordneten 
Stillstand kann sich dieses 
Land nicht leisten! Der Tu- 
Nix-Kanzler ist längst zu ei- 
ner Belastung für Deutsch- 
land und die Menschen hier 
geworden! 

Die CDU will, dass alle 
Menschen in Deutschland 
wieder Chancen nutzen kön- 
nen. Wir wollen mehr be- 
triebliche Bündnisse für Ar- 
beit, eine Absenkung der 
Beiträge in der Arbeitslosen- 
versicherung, eine wachs- 
tumsfördernde Energiepoli- 
tik, ein neues Steuerrecht 
mit radikaler Vereinfachung 
und wettbewerbsfähigen 
Unternehmenssteuern. Den 
Kanzler fordern wir im In- 
teresse von Arbeitslosen, 
Arbeitnehmern und Betrie- 
ben auf: Anpacken statt ab- 
warten! 

- 

A.J 
Peter Harry Carstensen 

ARBEITSMARKT: SCHWARZER TAG FÜR SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Dje Veröffentlichung der 
Arbeitsmarktzahlen     ist 
e'n   schwarzer   Tag   für 
Schleswig-Holstein.  Dies 
,s*   ein   Abschlussdoku- 
ment des Versagens die- 
ser Landesregierung, die 
erkennbar   jede   eigene 
Anstrengung aufgegeben 
hat, dieser katastrophalen 
Er*wicklung  für  Schles- 
Wlg-Holstein   zu   begeg- 
nen. 

Erschütternd ist bei 
diesem dramatischen An- 
stieg der Arbeitslosen, 
dass Schleswig-Holstein 

^ schlechtesten von allen 
putschen Flächenländern 
dasteht. Während im Bund 

,e Arbeitslosigkeit auf 
*>1%   anstieg,    erhöhte 

sich die Arbeits- 
losigkeit in 
Schleswig-Hol- 
stein über 20% 
auf 170.400. Die- 
ser Simonis-Fak- 
tor ist eine 
schwere, uner- 

trägliche Bürde. 
Was mich beson- 
ders entsetzt ist die Tat- 
sache, dass die Arbeitslo- 
sigkeit der Jugendlichen 

unter 25 Jahren um 40,6% 
angestiegen ist. Damit 
wird diese Generation ihrer 
Zukunftsperspektiven be- 

raubt. 
Alarmierend an diesen 

Zahlen ist,dassdiese Regie- 
rung kein Sofortprogramm 
zur Schaffung von Arbeits- 

plätzen vorlegt, 
wie es die CDU 
seit langem for- 
dert und auf den 
Tisch gelegt hat. 

Statt dessen 
hüllt sich die Lan- 
desregierung in 
Schweigen und 
kapituliert. Eine 

Regierung, die in einer 
solchen dramatischen Si- 
tuation aufgibt, hat es nicht 
verdient, auch nur einen 

Tag länger im Amt zu 
bleiben. Deshalb braucht 
Schleswig-Holstein drin- 
gend den Regierungswech- 
sel, damit unser Land mit 
einer CDU-geführten Lan- 
desregierung wieder eine 
Perspektive hat. 
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Jetzt Kräfte bündeln für Deutschland 
5 Millionen registrierte Ar- 
beitslose sind ein Symbol 
für die Lage in Deutschland 
und legen offen, wohin die 
Regierung uns mit ihren 
bisherigen Reformen ge- 
führt hat. 

Es ist zwar richtig, dass 
die Zahl von 5 Mio. Arbeits- 
losen im Januar 2005 zum 
Teil der üblichen Winter- 
flaute und zum Teil statisti- 
schen Effekten geschuldet 
ist. 

Aber: Nicht alle neu hin- 
zugekommenen früheren 
Sozialhilfeempfänger sind 
tatsächlich in dieser Zahl 
schon erfasst! Nach Anga- 
ben der BA sind 1,66 Mio. 
Menschen, die Alg II bekom- 
men, derzeit (noch) nicht als 
Arbeitslose erfasst. Außer- 
dem sollen etwa 500.000 
Menschen von den Sozial- 
ämtern als arbeitssuchend 
gemeldet worden sein und 
tauchen in der Statistik der 
BA ebenfalls nicht auf. 

Im Sommer 2002 wurde 
mit viel Pomp das Programm 
der Hartz-Kommission vor- 
gestellt. Damals gab es 4,0 
Mio. Arbeitslose. Diese Zahl 
sollte laut Hartz-Bericht bin- 
nen drei Jahren-also bis zum 
Sommer diesen Jahres-auf 2 

Mio. gesenkt werden. Heute 
sind über 5 Mio. Menschen 
offiziell   arbeitslos.   Außer- 

1 

Karl-Josef Laumann 

J 
dem: Nur noch 26,75 Mio. 
Menschen sind sozialversi- 
cherungspflichtig beschäf- 
tigt. Im Sommer 2002 waren 

es noch 27,6 Mio. sozial- 
versicherungspflichtig Be- 
schäftigte. Seit Beginn der 
Hartz-Reformen haben wir 
also 900.000 Steuer- und 
Beitragszahler verloren. Das 
ist der Unterschied zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit 
bei dieser Regierung. 

Was wurde mit Hartz 
noch alles versprochen?: 

Durch das Instrument der 
Personal-Service-Agenturen 
(PSA) sollten jährlich 
350.000 Sozialversicherungs- 
pflichtige Jobs entstehen; 
die Ich-AG-Förderung sollte 
jährlich 500.000 Existenz- 
gründungen aus der Arbeits- 
losigkeit heraus ermögli- 
chen; der Job-Floater oder 

„Kapital für Arbeit"-Pro- 
gramm der KfW-Bank sollte 

jährlich 120.000 neue Jobs 
schaffen. Was ist heute, nach 
2,5 Jahren daraus gewor- 
den?: 

Die PSA's haben nicht 

rund 1 Mio. Menschen in 
Jobs gebracht, sondern nur 
knapp 24.000; statt 1,5 Mio. 
erfolgreichen Existenzgrün- 
dungen haben nur knapp 
240.000 Menschen über die 
Ich-AG den Weg in die 
Selbstständigkeit gefunden 

und das auch nur, weil die BA 
mit massiver Förderung hier 
einen bequemen Weg an- 
bietet, nach dem Ende des 
Arbeitslose ngeldbezuges 

noch länger von staatlicher 

Unterstützungzu leben. Das 
Programm Kapital für Arbeit 
ist gar ganz abgeschafft wor- 

den - wegen Erfolglosigkeit. 
Daraus kann man nurden 

Schluss ziehen, dass die bis- 
herigen Reformen (Hartz I 
bis IV) zwar notwendig und 
gerade im Falle von Hartz lV 
im wesentlichen richtig 
waren, aber weder für das 
Wirtschaftswachstum noch 

für die Beschäftigung in 
Deutschland etwas ge' 
bracht haben. Was ist zu 
tun? 

Jetzt müssen alle Kräfte 

in Deutschland gebündelt 
werden, um Wachstum und 
Beschäftigung zu erreichen- 
Nicht nur die Bundesagen' 

4I05 



Arbeitsmarkt 

turfür Arbeit muss moderni- 
siert werden, sondern jedes 
p°litikfeld muss darauf ab- 
geklopft werden, ob ein Vor- 

haben wachstumsfördernd 
°der wachstumshemmend 
lst- Das gilt für das Steuer- 
et, für Energiepreise, für 
erbraucher- und Umwelt- 

Schutz, für behördliche Ge- 
nehmigungsverfahren und 
auch für das Arbeitsrecht, 
w° wir betriebliche Bünd- 
Jjsse für Arbeit und einen 

eschäftjgungsfördernden 
Kündigungsschutz brau- 
en. Was wir aber nicht 
hauchen, ist ein bürokra- 
tlS(=hes Monster wie das 
Ar,tidiskriminierungsgesetz, 
J*rt dem die Regierung den 
Arbeitsmarkt weiter knebelt 
statt ihn zu flexibilisieren. 

WennheutederEindruck 

entsteht, Hartz IV sei „erfol- 
greich" angelaufen, so be- 
zieht sich das auf die Aus- 
zahlung der passiven Geld- 
leistungen, nicht aber auf 
die aktivierende Hilfe, das 
„Fördern", das eigentliche 
Kernelement der Reform. Im 
Gegenteil, die Vermittlungs- 
tätigkeit der BA ist auf ei- 
nem historischen Tiefstand. 
Im letzten Jahr hat ein Ver- 
mittler der BA im Monat 
durchschnittlich ganze 1,4 
Vermittlungen geschafft! 
Auch hier stimmen An- 
spruch und Wirklichkeit 
nicht überein. 

Nicht nur,dassdie Hartz- 
Reformen im Ergebnis die 
Beschäftigung gesenkt statt 
verbessert haben, sie kosten 
auch noch mehr Geld als ge- 
plant. Seriöse Schätzungen 

gehen davon aus, dass 
Hartz IV etwa 4 Mrd. € mehr 
kosten wird als vorgesehen. 

Ich kann mir vorstellen, dass 
die Regierung im Hinblick 
auf die Bundestagswahl 
nächstes Jahr gerne mehr 
Geld ausgibt, um ihre Erfolg- 
losigkeit zu verschleiern. 
Aber was ist danach? Wer 

soll die Haushaltslöcher spä- 
terstopfen? Die unterdieser 
Regierung immer weniger 
werdenden Steuer- und Bei- 
tragszahler! 

Karl-Josef Laumann ist 

der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 
beit der Bundestagsfraktion 
und Mitglied im Team der 
CDU NRW für die Landtags- 
wahl in Nordrhein Westfa- 
len,zuständigfür Arbeit, So- 
ziales und Gesundheit. 

RÜTTGERS: „STEINBRÜCK HAT KAPITULIERT!" 

Jürgen Rüttgers hat SPD- 

Ministerpräsident   Stein- 
rück   vorgeworfen,   im 

Kampf gegen die Arbeits- 

amkeit zu kapitulieren. 
"Die   Rekordzahl   von 

ast einer Million Men- 
gen ohne Job in NRW 
Scheint dem Ministerprä- 
Sldenten gleichgültig zu 
Se,n". erklärte der Vor- 
Slt2ende der CDU-NRW 
Und der Landtagsfraktion 
'n Düsseldorf. Wie eine 
^ebetsmühle rede Stein- 

brück vom Aufschwung, 
der bald komme, und den 
Reformen, die bald wirk- 

ten. 
Rüttgers: "In Wahrheit 

wird alles nur noch schlim- 
mer, aber der Ministerprä- 
sidenttut nichts. Er verkör- 

pert Resignation und Hoff- 
nungslosigkeit." 

Die rot-grüne Landesre- 
gierung habe weder Kraft 
noch Konzept für eine 
neue Wirtschaftspolitik mit 
durchgreifenden Struktur- 

reformen, die NRW wieder 
attraktiv für Investitionen 
mache. Steinbrück habe 
sich ausschließlich darauf 
verlassen, mit Verbal-Akro- 
batik von "Ich-AG" über 

"Personal-Service-Agentu- 
ren" bis "Job-Floater" über 
die Runden zu kommen. 
"Diese Strategie ist nun 
vollständig zusammenge- 
brochen. Mit Steinbrück 
haben zu viele Menschen in 

NRW zu wenig Chancen", 
sagte Rüttgers. 
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Arbeitslosigkeit 

Gerhard Schröder - Kanzler 
der Massenarbeitslosigkeit 
Bundeskanzler Schröder wollte sich am Abbau der Arbeitslosigkeit messen lassen ... 

„Wir wollen uns jederzeit - nicht erst in vier Jahren - daran messen lassen, in welchem Maße wir zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beitragen". (Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag am n. n, 1998) 

... und die Arbeitslosigkeit auf unter 3,5 Millionen senken. 

„Ich rechne damit, dass es uns gelingt, bis zum Ende der Legislaturperiode 2002 die Arbeitslosigkeit 

auf unter s,5 Millionen zu drücken". (Bild am Sonntag, 20.8.2000) 

Wie immer bei Schröder: Versprochen - Gebrochen. Den Ankündigungen folgen keine Fortschritte. 

Nie zuvor gab es in der Bundesrepublik so viele Arbeitslose wie heute. 

4,21 Mio 

5,04 Mio 

4,15 Mio rf^x^viiu 

3,89 Mio. 3'93M'° 

Oktober 1998       Oktober 2002       Oktober 2003       Oktober 2004      Januar 2005 
•    • 

Statt zu handeln, kehrt Gerhard zur Politik der ruhigen Hand zurück: 

„Wir haben jedenfalls mit der Arbeitsmarktreform unser Möglichstes zur Reduzierung der 

Arbeitslosigkeit getan." (Stern, 29.12.2004) 

Entweder ist dem Bundeskanzler das Schicksal der Arbeitslosen gleichgültig oder er hat aufgegeben. 

Beides ist für einen Regierungschef inakzeptabel! 

Gerhard Schröder ist und bleibt der Kanzler der Massenarbeitslosigkeit! 

Besser für die Menschen. 

V.i.S.d.P.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße8 110785 Berlin | info#cdu.de | www.cdu.de 



Veranstaltung 

Kongress 

„Kinderrechte: Das geht uns alle an!" 
C°U und Kinderhilfsorga- 
n'sationen haben gemein- 
*arn zu einem verstärkten 
Engagement gegen den 
^'«brauch und die Aus- 
beutung von Kindern auf- 
gerufen. 

Kinderhandel, Kinder- 
Pr°stitution, Kindersoldaten 
Und Kinderarbeit seien The- 

en. die jeden angehen, 
erklärte Angela Merkel  bei 
er Eröffnung der Kongress, 

*udemdieCDUunterdemTi- 
tel "Kinder ohne Kindheit - 

ür den weltweiten Schutz 
er Rechte von Kindern" ins 

°nrad-Adenauer-Haus ein- 
laden hatte. "Dassind nicht 

leProblemeandererLänder, 
das geht uns alle etwas an", 
^agte  die  Vorsitzende  der 

Du Deutschlands und 
^achtedeutlich,dass in einer 
gl°balisierten Welt nicht 
^ehr zwischen den "Kindern 

61 uns und bei den anderen" 

Verschieden werden dürfe. 

K
le|mehr sei der Schutz der 
lr,der eine der entscheiden- 

a
en "zivilisatorischen Her- 

I Usforderungen einer Welt- 

d
n
e
nenpolitikdes21.Jahrhun- 

d
erts"- Es geht auch darum, 

^e Sjtuation von Kindern in 
tschland zu verbessern, 

^gte die CDU-Vorsitzende. 

dj
enri man sage, Kinder seien 
Zukunft, dürfe man nicht 

Angela Merkel eröffnet den Kongress 

übersehen, dass sie auch Teil 
der Gegenwart seien. „Es hat 
keinen Sinn, in Sonntagsre- 

den von Zukunft zu reden, 
wenn im Alltag Kinder wie 
Störfaktorn behandelt wür- 
den," so Merkel. 

UNICEF-Botschafterin 
Sabine Christiansen unter- 

strich, in der „Einen Welt" 
seien wir füreinander ver- 
antwortlich, auch und ge- 
rade jenseits "medialer 
Großereignisse". Aufgabe 

der Politik sei es hierbei, die 
Ungleichgewichte zu schmä- 

lern, Kriege zu verhindern 
und den Kindern eigene 
Rechte einzuräumen. Die 
TV-Moderatorinschlug die 
Verankerung von Kinder- 
rechten im Grundgesetz und 
die Schaffung eines "Kinder- 
rechts-Beauftragten" vor. 
Die  Geschäftsführerin   der 

Kinderhilfsorganisation 
ECPAT (Arbeitsgemein- 
schaft zum Schutz der Kin- 
der vor sexueller Ausbeu- 
tung), Mechthild Maurer, 
verlangte bessere Strafver- 
folgungsinstrumente gegen 
Kindesmissbrauch im Aus- 
land sowie eine konsequen- 
tere Anwendung vorhande- 
ner Gesetze. Nötig sei auch 
mehr Zusammenarbeit auf 
EU-Ebene und eine Harmo- 
nisierung des Rechts. Die 
Vorsitzende des Frauen- 
schutz-Vereins „Solwodi", 
die Ordensfrau Lea Acker- 
mann, forderte eine straf- 
rechtliche Verfolgung der 
Freier von Zwangsprostitu- 
ierten. Man dürfe nicht 
länger die Augen davor ver- 
schließen, dass die Nach- 
frage das Angebot bestim- 

me, sagte Ackermann. 
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Menschenrechte 

Armin  Laschet 

Schwächung der Menschenrechtspolitik! 
Die Menschenrechtspolitik 
der rot-grünen Bundesre- 
gierung stand beim Treffen 
der Außenminister der EU 
erneut auf dem Prüfstand. 
Nachdem die Regierung 
Schröder/Fischerden Men- 
schenrechten schon ge- 
genüber Russland, China 
und dem Iran zunehmend 
weniger Bedeutung bei- 
misst, droht nun ein weite- 

rer Sündenfall. 
„Wir messen der weltwei- 

ten Durchsetzung von Men- 
schenrechten zentrale Be- 
deutung zu", so hieß es noch 
in der Koalitionsvereinba- 
rung von 2002, dennoch be- 
absichtigt die rot grüne 
Bundesregierung, die Bezie- 
hungen zu einer derältesten 

Diktaturen der Welt zu 
verbessern. Seit der Verhaf- 
tung von 75 Dissidenten 
im Jahr 2003 durch Fidel 
Castros Regime sind die eu- 

Armin Laschet 

ropäischen Beziehungen zu 
Kuba eingefroren. Das Euro- 
päische Parlament hat sich 
noch Ende November mit 
großer parteiübergreifender 

Mehrheit für diese an Men- 
schenrechten orientierte Po- 
litik ausgesprochen. 

Es gibt leider keinen An- 
lass für einen Kurswechsel 
gegenüber Kuba. Die CDU 
fordert die Freilassung aller 
politischen Häftlinge auf 
Kuba    und    endlich    freie 

Wahlen. Eine glaubwürdig6 

deutsche Menschenrechts- 

politik muss sich bei der EU- 
Entscheidung auf die Seite 
der mitteleuropäischen Län- 
der wie Tschechien, der Slo- 
wakei, Polen und der balti- 
schen Staaten stellen. Diese 
neuen EU-Mitglieder haben 

sich ihre Freiheit mutig er- 
kämpft und wollen vor allem 
wegen der dramatischen 
Lage der Menschenrechte 

auf Kuba keine engeren Be- 
ziehungen zu der Diktatur 
aufbauen. An der Seite der 
Freiheit und der Menschen- 
rechte sollte der Platz 
Deutschlands sein. Eine ro- 
mantische Verklärung des 
Diktators Castro passt nicht 

ins 21. Jahrhundert. 
Armin Laschet MdEP is1 

Vorsitzender des CDU-Bun- 

desfachausschusses für In' 
ternationale Zusammenar- 

beit und Menschenrechte. 

KUBA MUSS EU-VERTRAUEN ERST RECHTFERTIGEN 

Mit Bedauern hatderVor- 
sitzende der EVP-ED-Frak- 
tion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering, 
auf die Entscheidung des Ra- 
tes reagiert, die EU-Sanktio- 
nen gegen Kuba vorläufig 

auszusetzen, während es auf 
Kuba noch politische Gefan- 

gene gibt. Pöttering sagte: 
"Wir werden die Situation auf 
Kuba in den nächsten Mo- 
naten aufmerksam verfol- 
gen. Wir hoffen sehr, dass Fi- 
del Castro den Vertrauens- 
vorschuss durch die EU- 
Außenminister rechtferti- 

gen kann." 

Eine dauerhafte Aufhe- 
bung der Sanktionen gegen 
Kuba kämenurim Falle einer 
Freilassung aller politischen 

Gefangenen dort in Frage, so 
Pöttering; anderenfalls gäbe 
es keine Alternative zu einer 
Fortsetzung der im Juni 2003 
beschlossenen Maßnahmen- 
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Weltwirtschaftsforum Davos 

»Verantwortung für schwierige 
Entscheidungen übernehmen" 

unter diesem Titel („Taking 
Responsibility for Tough 
Choices") fand das dies- 
jährige Weltwirtschaftsfo- 
r"m in Davos statt. 

Wie bereits im vergange- 
ner> Jahr nahm Angela Mer- 
kel auch an der diesjährigen 
h°chkarätigen Konferenz 
teil. Die Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tjon und CDU Deutschlands 
nahm an drei Veranstaltun- 

gen teil, u.a. an einem Arbeits- 
essen mit deutschen Mana- 
gern und Politikern sowie 
einer Podiumsdiskussion 
m't dem Titel „Europa ver- 
gisst den Wachstumsmo- 
tor". Weitere Diskutanten 
Waren EU-Kommissar Gün- 
ter Verheugen, die britische 
Industrie-und Handelsmini- 
sterin, Patricia Hewitt, der 

0rstandsvorsitzende der 
Putsche Post AG, Klaus 
2umwinkel und der Präsi- 
dent des US-Pharmaunter- 
nehmens Pfizer, Henry A. 
McKinnell. 

Darüber hinaus führte die 
artei- und Fraktionsvorsit- 

*ende während ihres zwei- 
tägigen Aufenthaltes in Da- 
vos zahlreiche bilaterale Ge- 
spräche mit Politikern  und 

eiJtschen sowie internatio- 
na|en Wirtschaftsführern. So 

Angela Merkel trifft den ukrainischen Präsidenten Juschtschenko 

traf sie u.a. den neugewähl- 
ten ukrainischen Präsidenten 
Viktor Juschtschenko und 
den israelischen Außenmini- 
ster Silvan Shalom. 

An dem diesjährigen Ma- 
nagmentforum nahmen rund 
2200 Teilnehmer aus 96 Län- 
dern, darunter 25 Staats- 
und Regierungschefs, sowie 
Führungspersonen aus Poli- 

tik, Wirtschaft, Wissenschaft, 
Verbänden und Nichtregie- 
rungsorganisationen 
(NGOs) teil. In über 200 Pa- 
nels wurden die aktuellen 
globalen Probleme erörtert, 
wie zum Beispiel die Lage der 
Weltwirtschaft, die Folgen 
der Globalisierung, der Kli- 
mawandel und der Friedens- 
prozess im Nahen Osten. 

HINTERGRUND 

Das Weltwirtschaftsforum 
(World Economic Forum) ist 
eine unabhängige interna- 
tionale Organisation mit 
Sitz in Genf, die den Status 
einer schweizerischen gem- 
einnützigen Stiftung hat. 

Sie geht zurück auf die In- 
itiative von Professor Klaus 
Schwab, der erstmals 1971 
europäische Wirtschaftsfüh- 

rer nach Davoseinlud, um glo- 
bale Managementpraktiken 
zu diskutieren. Der Erfolg die- 
ser ersten Konferenz führte 
zur Gründung des Europäi- 
schen Management Forums, 
das 1987 in Weltwirtschafts- 
forum umbenannt wurde. Zu 
den Mitgliedern des Forums 
zählen über 1000 große Wirt- 
schaftsunternehmen. 
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Aus dem Bundestagsplenum 

Deutschland: Europameister 
bei Regierungs-PR 

In einer heftig geführten 
Debatte zur Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundesre- 
gierung hat der Bundes- 
tagsabgeordnete Bernhard 
Kaster für die CDU/CSU- 
Fraktion deutlich kritisiert, 
dass sich die Bundesregie- 
rung mit der Lügenaffäre 
um Regierungssprecher 
Bela Anda endgültig von 
sachlicher Informationspo- 
litik verabschiedet habe. 

Was wie ein schlechter 
Witz klinge, sei unter Rot- 
Grün Realität geworden, 
führte Bernhard Kaster im 
Plenum aus: „Der Prozess- 
vertreter der Bundesregie- 
rung ließ in einem Gericht- 
sprozessgegen Bela Andaer- 

klären, der Regierungsspre- 
cher habe gelogen und dürfe 
auch lügen." Auch dass Re- 
gierungssprecher Bela Anda 
mit seinen Lügen verschie- 
dene Medien zur Verbrei- 
tung von Unwahrheiten an- 
stachelte, störe in dieser 
Bundesregierung nieman- 
den mehr, kritisierte der 
Hauptberichterstatter für 
das Bundespresseamt. „Es 
ist nicht zumutbar, dass un- 

ser Land von einem amtli- 
chen Lügenbaron verschau- 
kelt wird." Die Debatte zur 
Öffentlichkeitsarbeit   hatte 

Bernhard Kaster 

die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion beantragt, nachdem 
Bernhard Kaster zusammen 

mit dem Vorsitzenden der 
Arbeitsgruppe Haushalt, 
Dietrich Austermann, in ei- 
ner 20seitigen Broschüre 

den Rekord-Etat von fast 
250 Millionen EURO an rot- 
grünen PR-Ausgaben aufge- 
deckt hatte. „Hier geht es 
jetzt ums Grundsätzliche: 
Wenn l/4Mrd.EUROfür An- 
zeigen,   Plakate   und   Bro- 

schüren ausgegeben wer- 
den, die zudem ganz über- 
wiegend nicht der Informa- 
tion, sondern der Beeinflus- 
sung politischer Stimmun- 
gen dienen sollen, muss die 
Frage der Gewährleistung 
eines fairen politischen 
Wettbewerbs zwischen Re- 
gierung und Opposition ge- 
stellt werden", führte Bern- 
hard Kaster im Plenum aus. 
In Großbritannien streite 
man derzeit darüber, ob der 
2,3 Mio. große PR-Etat von 
Tony Blair nicht besser in 
KrankenhäuseroderSchulen 

zu stecken sei. „Über sol- 
che Beträge kann man in 
Deutschland nur lachen. 
Deutschland ist Europa- 
meister in Sachen Regie- 
rungs-PR", kritisieren die 
beiden Haushälter Auster- 
mann und Kaster. Auf diesen 

Titel könne man aber gut 
verzichten. 

JiUJü.'ll. J.l J l"M!rrr 
Nach der jüngsten Neuord- 
nung der Wahlkreise wird 
die Zahl der Wahlkreise in 
Thüringen von 10 auf 9 ver- 
mindert und in Bayern von 
44 auf 45 aufgestockt. 
Der Bundestag beschloss ei- 
ne der Bevölkerungsentwick- 
lung   entsprechende   Ände- 

rung des Bundeswahlgeset- 
zes. Auch müssen nach Ge- 
biets- und Verwaltungsrefor- 
men in verschiedenen Bun- 
desländern einige der insge- 
samt 299 Wahlkreise neu be- 
schrieben werden. Der neue 
Zuschnitt soll ab der Bundes- 
tagswahl 2006 gelten. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Prävention muss man 
richtig machen! 

Unser Gesundheitswesen 
brauchtdringend eine Star- 
ing von Prävention und 
Gesundheitsförderung. 

Deshalb ist es höchste 
e't» dass die Bundesregie- 

rungnunendlichein Präven- 
tionsgesetz vorlegt, wie es 
bereits im Sommer 2003 bei 
den Verhandlungen zur Ge- 
Sundheitsreform mit der 
Union vereinbart wurde. 

Dieser Gesetzentwurf ist 
ein Schritt in die richtige 
Richtung. Er verfehlt aber 
Se'n Ziel, den Flickenteppich 
aiJs unkoordinierten Einzel- 
Maßnahmen zu überwinden 
Und einheitliche Präventi- 
onsziele festzulegen, klar 
Und deutlich. 

Prävention ist eine ge- 
samtgesellschaftliche Auf- 
§abe, an der sich nicht nur 

le Sozialversicherungen, 
sondern auch die öffent- 
iche Hand beteiligen muss. 
Deshalb ist es höchst be- 
denklich, dass im Präventi- 
onsgesetz die Verwendung 
v°n erheblichen Beitrags- 
Wdern geregelt wird, 
Während Aussagen zur fi- 
^anziellen Beteiligung von 
^Und und Ländern völlig 
ten|en. Bund und Länder 
durfen sich nicht auf Kosten 

er Beitragszahler aus ihrer 
erantwortung für die Ge- 

SUndheitsförderung zurück- 

Andreas Storm 

ziehen. Ange- 
sichts der 
prekären Finanz- 
lage aller Sozial- 
kassen geht es 
nicht an, den Bei- 
tragszahlern im- 
mer neue Lasten 
aufzubürden. 

Gegen den Ge- 
setzentwurf der Bundesre- 
gierung bestehen nach wie 
vor erhebliche juristische 
Bedenken. Nicht nur die Fi- 
nanzierung staatlicher Auf- 
gaben aus Beitragsmitteln, 
auch Eingriffe in die Selbst- 
verwaltung und Verstöße 
gegen das Stiftungsrecht 
sind festzustellen. Zudem 
erzeugt das Präventionsge- 
setz einen massiven Verwal- 
tungsaufwand, weil zahlrei- 
che neue Gremien auf Bun- 
des- und Landesebene ein- 
gerichtet werden, deren Ar- 
beit koordiniert werden 

muss. 
Auch wenn Ulla Schmidt 

über ein Jahr für die Vorlage 
ihres Präventionsgesetzes 
gebraucht hat, wird sie noch 
einmal nachsitzen und das 
Gesetz gründlich überarbei- 

ten müssen. Es wäre fatal, 
wenn eine nachhaltige Stär- 
kung von Prävention und 
Gesundheitsförderung dem 

Wunsch der Gesundheits- 

ministerin nach kurzfristi- 
gen Erfolgserlebnissen vor 
den Landtagswahlen geop- 

fert würde. 

Annette Widmann-Mauz 

Andreas Storm  ist der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Gesundheit und 
Soziale Sicherung, Annette 
Widmann-Mauz die ge- 
sundheitspolitische Spre- 
cherin. 

Gentechnik-Gesetz 
bremst Forschung in 

Deutschland! 

Erklärung zum Inkraft- 
treten des neuen Gentech- 
nik-Gesetzes: 

Fünf Millionen Arbeits- 
lose hoffen auf neue Arbeits- 
plätze aus neuen Technolo- 
gien. Die Europäische Union 
verlangt Vorrang für Bildung 
und Forschung, um neues 
Wachstum zu erreichen. 

Doch mit dem Gentech- 
nik-Gesetz blockiert die Bun- 
desregierung die Entwick- 
lung der Bio-Technologie in 
erheblichem Maße. Die ge- 
samte Allianz der deutschen 
Wissenschaft ist dagegen 
Sturm gelaufen. Das Gen- 
technik-Gesetz bedeute „de 
factodas Endevon Forschung 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Helmut Heiderich 

und Entwicklung" auf diesem 
Gebiet, so Max-Planck Präsi- 
dent Peter Gruss. 

Die Regeln dürften nicht 

so hart sein, dass Produzen- 
ten von Gen-Pflanzen keine 
Chance auf dem Markt hät- 
ten, so EU-Kommissarin Ma- 
riann Fischer Boel kürzlich in 
Berlin. Vor dem Bundesrat 
hatte die verantwortliche Mi- 
nisterin Künast in einer 6- 

Punkte-Mängelliste versi- 
chert, die wesentlichen Pro- 
blempunkte des Gesetzes zu 
entschärfen. Nichts davon ist 
bishererkennbar. 

Stattdessen setzt die Bun- 
desregierungauf die Verunsi- 
cherung der Bevölkerung, 
statt einen breiten und wis- 
senschaftlich fundierten In- 
formationsaustausch mit der 

Öffentlichkeit zu starten. 
Immer mehr Betriebe for- 

schen im Ausland. Zusätzlich 
streicht die Bundesregierung 

Forschungsmittel für die 
Grüne Gentechnik weiter zu- 
sammen. 

Während Forschung und 
Anwendung international 
boomen- vorallem Entwick- 
lungs- und Schwellenländer 
ihre Anstrengungen enorm 
erhöhen - wird Deutschland 
von einer Schlüsseltechnolo- 
gie des 21. Jahrhunderts mit 
diesem Gentechnik-Gesetz 
weiter abgehängt. 

Helmut Heiderich ist der 
Bio- und Gentechnik-Beauf- 
tragte der Bundestagsfrak- 
tion. 

Schluss mit dem 
Terror-Tourismus 

Die jüngste Razzia im Isla- 
misten-Milieu hat ein be- 

reits bekanntes islamisti- 
sches Handlungsmuster er- 
neut bestätigt. 

Unter den Verdächtigen 
befinden sich erneut Aus- 
länder, die in Deutschland 
legal leben und die als Ter- 
ror-Touristen zwischen Isla- 
misten-Ausbildungslagern 
im Ausland und Deutsch- 
land gependelt sind. Wie 
kann es sein, dass in 
Deutschland legal lebende 
Ausländer nach Belieben 
Ausbildungslager islamisti- 
scher Extremisten in Afgha- 
nistan besuchen? Innenmi- 
nister Schily muss das um- 
gehend unterbinden. Erfor- 
derlich sind: 

Sofortige Verhängung von 
Ausreiseverboten,    ggf. 

auch die Entziehung von 

Ausweispapieren. 
• Ein Verbot oder eine Be- 

schränkung der poli- 
tischen Betätigung und 
Durchsetzung aufent- 

haltsbeendender Maß- 
nahmen, ggf. nach der 
neuen Top-Gefährder- 

Regelung in §58 a Auf- 
enthaltsgesetz. 
Verhängung einer Wie- 
der-Einreisesperre. 
Sofern die Betroffenen in 
Deutschland als Flücht- 

linge anerkannt sind, 
muss das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlin- 
ge umgehend Widerrufs- 
verfahren einleiten. Bis 
zum Widerruf sind auch 
Reisebeschränkungen im 
Konventionspass zu er- 
wägen. 

• Eine Beschleunigung der 

Gerichtsverfahren für al- 
le gefährlichen Auslän- 
der ist unabdingbar. In 
Deutschland leben ca. 
30.000 Islamisten, denen 
wir hinsichtlich ihrer 
Rechtsschutzmöglichkei- 
ten mehr gewähren als 
die Verfassung gebietet. 
Daher ist eine Verkür- 
zung des Instanzenzugs 

von drei auf eine gebo- 
ten. Auch darf es keine 
Möglichkeit des Wider- 
spruchs gegen Auswei- 
sungen und Abschiebun- 

gen und keine aufschie- 
bende Wirkung der Klage 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

; Koschyk Thomas Strobl 

mehr geben. Gefährliche 
Ausländer sollen ihren 
Antrag bei Gericht in be- 
stimmten kurzen Fristen 
stellen und begründen 

müssen. Das Gericht 
muss dann innerhalb be- 

stimmter Fristen ent- 
scheiden. Im Falle der 
Verzögerung können An- 
gaben des Ausländers bei 

Gericht unberücksichtigt 
bleiben. 

Erforderlich   sind   effizi- 
*nte   Strukturen   für   die 

Dämpfung terroristischer 
efahren in Form eines ko- 

operativen     Sicherheitsfö- 
eralismus, nicht aber mehr 

Zentralismus. Im 
Regelfall werden 
geplante Terror- 
akte in den Län- 
dern entdeckt. 
Das von der 
CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion 
in Abstimmung 
mit den Innenmi- 

nistern der unionsregierten 
Länder vorgeschlagene Ge- 
meinsame Zentrum zur 
Terrorismusbekämpfung ist 

nach wie vor der richtige 
Weg. Die Verhaftungen der 
Islamisten können nicht 
darüber hinwegtäuschen, 
dass die Bundesregierung 
gewisse Entwicklungen bei 
islamistischem Terror 
schlichtwegverschlafen hat. 
Spätestens seit den An- 
schlägen von Madrid ist be- 
kannt, dass sich in Deutsch- 
land eine explosive Mi- 

schung aus Islamisten und 
Kriminellen zusammenbraut. 
Warum   ist   es   Islamisten 

möglich, deutsche Gefäng- 
nisse als Rekrutierungspool 
zu nutzen? Wo sind die Reak- 
tionen von Innenminister 

Schily auf Geheimdienst- 
warnungen aus dem Nahen 
Osten, wonach in Deutsch- 
land unpolitische Kleinkri- 
minelle und Arbeitslose für 
die islamistische Bewegung 
angeworben werden? Wo 
sind die Reaktionen auf 
Ankündigungen, die aus 

„Kriminellen eine williges 
Werkzeug der Drahtzieher 
des Terrors" machen? Diese 
Probleme kriegt Innenmi- 
nister Schily mit seiner ab- 
surden Organisation von 
zwei parallelen „Informa- 
tions- und Analysezentren", 
die um überhaupt zusam- 
menarbeiten zu können, 
sieben Koordinationsforen 
benötigen, nicht in den Griff. 

Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Fraktions- 
sprecher, Thomas Strobl der 
Obmann im Innenausschuss. 

PETER HINTZE: EU GEWÄHRT GALGENFRIST 

Jahrelang hat die Regierung 
Schröder/Fischer ihre Zusa- 
8en im Rahmen des Stabi- 
"tatspaktes gebrochen. 

. Jetzt gibt die EU-Kommis- 
sion Deutschland eine letzte 
rist- Grundlage hierfür ist 

ein Versprechen von Bundes- 
'nar>zminister Eichel, die 

Permanente Verletzung des 
,*Dil'tätspaktes in diesem 
Jahr nicht fortzusetzen. 

Der Versuch der Bundes- 
regierung, durch steigende 
Staatsverschulung den 
selbst geschaffenen Proble- 
men zu entgehen, ist durch 
die jüngste Arbeitslosen- 
statistik brachial widerlegt. 
Neben dem Erreichen der 
5-Millionen-Zahl ist be- 
sonders bedrückend, dass 
sich die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland   immer   mehr 

verfestigt. Deutschland 
droht mit seiner Verschul- 
dungspolitik, die ganze EU in 
Gefahr zu bringen. Es ist 
ein Zeichen von Ohnmacht, 
wenn die EU angesichts 
galoppierender Arbeitslosig- 
keit und Verschuldung in 
Deutschland noch eine letzte 
Galgenfrist setzt. 

ist der europa- 
politische Sprecher. 
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